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Drucksache: 0111/2011/BV 
Heidelberg, den 18.04.2011 

Stadt Heidelberg 

Federführung:  

Dezernat II, Amt für Verkehrsmanagement 

Beteiligung: 

 

Betreff: 

Straßenbahnplanungen südlich von 
Heidelberg 
Zuziehung von Sachverständigen gemäß 
§ 33 Absatz 3 Gemeindeordnung 
hier: Frau Petra Strauß, Vertreterin der PTV 
Planung Transport Verkehr AG oder 
Stellvertretung 

Beschlussvorlage 

Beratungsfolge: 

Gremium: Sitzungstermin: Behandlung: 
Zustimmung zur 
Beschlussempfehlung: 

Handzeichen: 

Stadtentwicklungs- und 
Verkehrsausschuss 

04.05.2011 Ö ( ) ja ( ) nein ( ) ohne  
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- 2.1 - 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Stadtentwicklungs- und Verkehrsausschuss beschließt die Zuziehung von Frau Petra 
Strauß oder Stellvertretung als Vertreterin der PTV Planung Transport Verkehr AG, 
Stumpfstraße 1, 76131 Karlsruhe, als Sachverständige gemäß § 33 Absatz 3 
Gemeindeordnung. 
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Begründung: 

Mit Informationsvorlage 0170/2007/IV wurde dem Stadtentwicklungs- und Verkehrsausschuss am 
15.01.2008 der damalige Sachstand des Projektes „Straßenbahnplanungen südlich von 
Heidelberg“ erläutert. Aus dieser Sitzung erging unter anderem ein Arbeitsauftrag an die 
Verwaltung, dass die RNV GmbH und die PTV AG eingeladen werden sollten, um die Ergebnisse 
der damaligen Studie in Heidelberg vorzustellen. 

Zeitgleich hat die Verwaltung die vorgelegten Studien geprüft und die Firma PTV beauftragt, die 
Förderfähigkeit des Projektes anhand neuerer Berechnungsgrundlagen zu untersuchen. Dabei 
wurden die vorhandenen Gutachten (Machbarkeitsstudien und Nutzen-Kosten-Untersuchungen) 
fortgeschrieben und durch neue Erschließungsvarianten ergänzt. 

Diese Ergebnisse sind nun fertig gestellt und sollen dem Stadtentwicklungs- und 
Verkehrsausschuss in der Sitzung am 04.05.2011 vorgestellt werden. 

gezeichnet 

Bernd Stadel 
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